
Hessische Gemeindeordnung (HGO) 
 
§ 105 Liquiditätskredite 
 

(1) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen kann die Gemeinde 
Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit (Liquiditätskredite) bis zu 
dem nach Maßgabe des Abs. 2 in der Haushaltssatzung festgesetzten 
und genehmigten Betrag aufnehmen, soweit keine anderen Mittel zur 
Verfügung stehen. Diese Ermächtigung gilt über das Haushaltsjahr hin-
aus bis zur Bekanntmachung der neuen Haushaltssatzung. Liquiditäts-
kredite sollen spätestens bis zum Ende des Haushaltsjahres zurückge-
führt werden. 
(2) Die Gemeinde hat den Höchstbetrag der Liquiditätskredite bedarfs-
gerecht aufgrund einer dokumentierten Liquiditätsplanung festzuset-
zen. Die Liquiditätsplanung ist der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Der 
Höchstbetrag der in der Haushaltssatzung festgesetzten Liquiditäts-
kredite bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Genehmi-
gung kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden 
werden. 

 
 
Hinweis Nr. 6 zu § 105 HGO Kassenkredite: 
 
Ein notwendiges Überschreiten des Höchstbetrages der Liquiditätskredite aufgrund un-
vorhersehbarer Ereignisse, insbesondere größeren Steuerrückzahlungen oder Finanzbe-
darfen nach Naturkatastrophen, bedarf der Beschlussfassung der Gemeindevertretung 
und der Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde. § 98 HGO bleibt unberührt. 


